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Entschuldigung
für Radikalenerlass
ist nicht ausreichend

Zum Bericht "Entschuldigung
tür Radikalenerlass" (Politik­
teil):

Am 19. Januar wandte sich
Baden-Württembergs Minis­
terpräsident Winfried
Kretschmann mit einem of­
fenen Brief zum sogenann­
ten Radikalenerlass an die
Bewohner seines Bundes­
landes. Lange hatte er ge­
schwiegen. jetzt wurde der
Druck zu groß. Im Artikel
heißt es. Kretschmann ha­
be ..bei den Betroffenen des
sogenannten Radikalene~

lasses um Entschuldigung
gebeten". Leider hat er das
nicht getan.
Der ..Bundesarbeitsaus­
schuss der Initiativen gegen
Berufsverbote und für die
Verteidigung der demokra­
tischen Grundrechte" hat
seit 2012 drei zentrale For­
derungen unter anderem
an Kretschmann gestellt: Er
möge sich für das Unrecht,
das den Betroffenen in sei­
nem Land angetan wurde.

-



entschuldigen. Er möge sie
alle rehabilitieren. Und er
tnöge alle, die finanzielle
Einbußen erlitten haben.
entschädigen. Kretsc 'n"O LU~.u

geht auf diese Forderungen
mit keinem Wort ein, son­
dern behauptet, dass es etli­
chen Menschen ganz recht
geschehen sei. "Rund um
den Radikalenerlass" habe
es damals zwar "Fehler" ge­
geben. Der staatliche Auf­
wand sei damals "unver­
hältnismäßig" gewesen - so
sei eine ganze Generation
"ohne besonderen Anlass
in den Generalverdacht ge­
raten, nicht verfassungs­
treu zu sein". Er erwähnt
aber nicht, dass damals
über 200 Bewerbern fiir
den Öffentlichen Dienst al­
lein wegen einer Gesin­
nungsprognose ohne jegli­
ches Fehlverhalten im
Dienst der weitere lebens­
weg versperrt wurde. Schon
1986 hat die Internationale
Arbeitsorganisation (ll.O)
festgestellt, dass dies fiir al­
le Betroffenen ein großes
Unrecht darstellte. Eine
2022 an der Uni Heidelberg
erschienene Studie kommt
zum gleichen Ergebnis.
Kretschmann hat die Be­
troffenen für den 8. Februar
zum Gespräch eingeladen.
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